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Betr.: Stellungnahme zum Entwurf für ein Bundesgesetz über 

Fachhochschul-Studiengänge (FHStG) 

In der Anlage wird eine Stellungnahme zum Entwurf eines 

Bundesgesetzes über Fachhochschul-Studiengänge (FHStG) in 

25 Ausfertigungen übermittelt. 

Hochachtungsvoll 

Beilagen 
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UNIVERSITÄT SALZBURG 
Rechts_issenschaftliche Fak�ltät 

Dekan Univ.Prof.Dr.Johann J.Hagen 
A-5020 Salzburg, Weiserstr. 22 

Tel. 0662/8044/3000 
Fax: 0043 662 8044 3020 

Salzburg, 13. Juli 1992 

stellungnahme zum 

Entwurf eines Bundesgesetzes über 

Fachhochsch�1-St�die�gä�ge 

'Zielsetzung des Entwurfsi 

Wie bereits aus dem Titel erkennbar ist (BG über Fachhochschul­

Studiengänge) versteht sich das im Entwurf vorliegende und zur Be­

gutachtung ausgesendete Gesetz nicht als Fachhochschulorganisati­

onsgesetz, sondern lediglich als Studienberechtigungsgesetz. Es 

sieht somit nicht die Schaffung eines neuen Typs von Bildungsan­

stalten vor, sondern berechtigt lediglich einen generell umschrie­

benen Kreis von Rechtsträgern, solche Studiengänge unter Einhal­

tung gewisser Minimalkriterien einzurichten. Als Vorbild werden 

die bestehenden Hochschullehrgänge genannt. Für die Anerkennung, 

Kontrolle und Evaluierung derselben wird die Schaffung eines eige­

nen Fachhochschulrates (FHR) vorgesehen. über die Einrichtung die­

ses FHR hinaus geht der Bund vorerst keine finanzielle Vepflich­

tung ein. Allerdings kann auch der Bund als gesetzlicher Erhalter 

von Hochschulen Fachhochschul-Studiengänge einrichten, sei es 

durch Gründung neuer Hochschulen nach Maßgabe eines noch zu erlas­

senden FachhochschulOrganisationsgesetzes oder im Rahmen der Uni­

versitäten, was eine entsprechende Novellierung von UOG und AHStG 

voraussetzte. 

[Begründnng] 
Dem Gesetzesentwurf liegt keine durch entsprechende Studien 

ausgewiesene Bedarfsprüfung zugrunde, sondern es wird lediglich 

all gerne in mit dem genere 1 1  en Wachstum der Studentenzah 1 en ei ner­

seits und dem Fehlen eines differenzierten Hochschulsystems ande­
rerseits argumentiert. Die Initiatoren des Entwurfs gehen insoweit 
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vom Bestehen einer Lücke im postsekundären und 

dungsangebot aus, als dieses im 

"forschungsorentierten traditionellen Universität 

sehe und qualifizierte Berufsausbildung enthalte. 

tert iären Bi 1 -

Rahmen einer 

keine spez i fi­

Hauptsächlicher 

und als solcher auch genannter Grund für die vorliegende Gesetze­

sinitiative ist allerdings eine Art vorauseilende Anpssung an ent­

sprechende EG-Richt 1 inien. Im übrigen versteht s ich der Entwurf 

als Erfüllung der im Koalitionspakt enthaltenen Vereinbarung über 

die Schaffung von "Fachakademien" nach den Kriterien der EG-Kon­

formi tät, der Ent I astungen und Ergänzung der Uni vers i täten, der 

Aus- und Weiterbildung und im Sinne einer Durchlässigkeit für das 

duale System. 

Da es zum Ziel der geplanten Neuregelung gehört, einem weiten 

Kreis von Bildungseinrichtungen das Anbieten von Fachhochschulstu­

diengängen zu ermöglichen, also eine Vielfalt von Erhaltern anzu­

streben, erscheint eine standardisierende Vorgabe von Kriterien 

und eine überwachung durch den neu zu schaffenden Hochschulrat er­

forderlich. Zur Durchführung solcher Studiengänge bedarf es in je­

dem Fall der Einrichtung eines autonomen Lehrkörpers I der je zur 

Hälfte aus Habilitierten und aus Berufspraktikern besteht. Haupt­

kennzeichen derartiger Lehrgänge soll die Berufs- und Praxisorien­

tierung mit einer - gegenüber den Universitätsstudien - deutlich 

kürzeren Studiendauer sein. Als Alternativen zu den im Entwurf ge­

machten Vorschlägen sieht das Wissenschaftsministerium, das in 

diesem Falle als federführend aufscheint, die Schaffung neuer 

Hochschulen, eine Totalreform der Sekundarstufe 2 (inkl. der Ab­

schaffung der höheren berufsbildenden Schulen) und Zugangsbe­

schränkungen zu den Universitäten. 

IVerhä!tnis !u den Universitäten; Zulassung zum Doktoratsstudigmj 

In diesem Zusammenhang interessiert naturgemäß in erster Linie 

das Verhältnis dieser neu zu schaffenden Fachhochschullehrgänge zu 

den Uni vers i tätsstudi en. Zwi sehen den be iden so 1 1  ja ke in 

hierarchischer Unterschied sein, sondern lediglich einer der 

Ori entierung: während di e Uni vers i täten, aus der Sicht des 
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Entwurfs grundlagen-, forschungs-, disziplinorientiert sind, 

sollen die Fachhochschulgänge berufsorientiert sein, allerdings 

auf wissenschaftlichem Niveau. Trotz dieser unterschiedlichen 

Orientierung sieht das Gesetz vor) daß Absolventen dieser 

Fachhochschulstudiengänge generell zum Doktoratsstudium zugelassen 

werden so 11 en, und se i es auch nur nach Ab I egung zusätz I i cher 

Prüfungen. An dieser Anerkennung ist einiges kritikwürdig: zum 

einen sind die Hochschulstudiengänge dem grundlegenden Anliegen 

des Entwurfs zufolge deutlich kürzer, schon deswegen verbietet 

sich eine generelle Gleichstellung. Zum zweiten sind die 

Zugangsvoraussetzungen unterschiedlich gestaltet: im einen Fall 

durch Reifeprüfung und Studienberechtigungsprüfung , im andern Fall 

zusätzlich noch durch eine vage umschriebene "facheinschlägige 

berufliche Qualifikation". Nach § 5 des vorliegenden Entwurfs soll 

die Anerkennung durch den Fachhochschulrat erfolgen, während den 

Universitäten lediglich ein Anhörungsrecht eingeräumt wird. Dabei 

ist infolge einer mißglückten legistischen Formulierung nicht klar 

erkennbar, ob es sich um individuelle oder generelle Rechtsakte 

handeln soll. Es heißt dort: im Anerkennungsbescheid des 

jeweiligen Studienganges (=individueller Rechtsakt) werden die in 

Betracht kommenden Doktoratsstudien (= generelle Regelung) und, 

sofern erforderlich, die Absolvierung zusätzlicher 

Lehrveransta 1 tungen und/oder Prüfungen festge 1 egt. Dies muß wohl 

dahingehend verstanden werden, daß anläßlich der Einrichtung sol­

cher Kurse zugleich auch darüber entschieden wird, für welche Dok­

toratsstudien und gegebenenfalls unter welchen Bedingungen der Ab­

so 1 vent so 1 eher Studi engänge die Zulassungsberechtigung erwirbt. 

Die akademischen Behörden, in deren Kompetenz nach wie vor die Zu­

lassung zum Doktoratsstudium fäll t} wären sodann an diesen 

"Anerkennungsbescheid" gebunden und könnten lediglich eine formale 

überprüfung der Zugangsvoraussetzungen vornehmen. 

iallgemeine Beurteilungl 

Insgesamt ist der Regelungsinhalt des Gesetzesentwurfs denkbar 

wage und stellt sich offensichtlich als Resultante unterschiedli­

cher Interessen dar. Es ist aber erkennbar, daß ihm eindeutig 

strukturierende Intentionen zugrundl iegen, etwa wenn die Einrich-
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tung von Fachhochschul-Studiengängen als Alternative zu einern Aus­

bau der Universitäten oder zur Verhängung von Zugangsbeschränkun­

gen zu den Universitäten definiert wird. Man ist diesbezüglich na­

türlich auf Mutmaßungen angewiesen, aber im Lichte bekannter Hin­

tergrundideologien (Deregulierung, Privatisierung, ökonomisierung, 

Trennung von Forschung und Lehre) erscheinen einige Annahmen ge­

rechtfertigt. Zum einen soll ein Bi ldungstypus geschaffen werden, 

der in enger Koopera ti on mi t den j ewe i ligen Bere i ehen der Praxi 5 

aus sch 1 i eß 1 i ch Lehraufgaben besorgt. Da der Bund für di ese Bi 1-

dungseinrichtungen - abgesehen von ca. 11 Millionen jährlich zur 

Unterhaltung des FHR keine finanziellen Mittel vorsieht, ist 

davon auszugehen, daß diese Studiengänge sich �elbst erhalten, 

d. h. von der Wirtschaft- bzw. aus Studiengebühren finanziert wer­

den. Es ist leicht auszurechnen, daß dies gleich mehrfach Rückwir-

kungen auf die Universitäten haben muß: solange 

an dem Prinzip der Geb ührenfreiheit festhalten, 

lingen, wie der Entwurf es sich vorstellt, 

die Universitäten 

wird es kaum ge­

Studentenmassen in 

diese Fachhochschul-Studien umzukanalisieren, wo sie hohe Gebühren 

zu bezahlen haben. Die sich dann aufdrängende logische Konse quenz 

wäre, auch an den Universitäten annähernd gleiche Studiengebühren 

einzuführen. Man muß somit den Eindruck gewinnen, daß das Ministe­

rium ein Ziel, daß es frontal nicht durchzusetzen wagt, auf diesem 

Umweg erre i ehen möchte. Insowe i t auf eine Finanz ierung aus pri va­

ten Mitteln gebaut wird, muß dies sicherlich ebenfalls die Mög­

lichkeit und Bereitschaft der Wirtschaft, die Wissenschaft und 

Forschung zu unterstützen, beeinträchtigen, so daß die Finanzmi­

sere der Universitäten sich noch verschlimmern dürfte. 

Der Entwurf macht in der vorliegenden Form einen wenig 

durchdachten und übereilten Eindruck. Es sollte statt dessen 

zunächst in einer gründlichen Studie eine detaillierte 

Bedarfserhebung stattfinden. Zum zweiten sind die in Frage 

kommenden Alternativen ausführlich zu 

die Einrichtung von Kurzstudien an 

Diskussion, die 

Zusammenhang muß 

vorzeitig 

angemerkt 

abgebrochen 

werden, daß 

diskutieren, insbesondere 

den Universitäten, eine 

worden ist. In diesem 

die in Frage kommenden 
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Problemfälle (etwa H T L  einerseits, pädagofische Au�bildung 

andererseits) dermaßen unterschiedlich strukturiert sind, daß sie 

nicht unbedingt in ein und denselben Organisationsrahmen passen. 

Im übrigen scheint es nicht unbedingt zweckmäßig, eine wei tere 

Bildungsbürkratie in Form des FHR zu schaffen. statt dessen sollte 

geprüft werden, ob und inwieweit nicht mit den bestehenden 

Hochschul lehrgängen oder deren sinnvoller Erweiterung das 

Auslangen gefunden werden könnte. Es wäre auch vorstellbar, daß im 

Rahmen der laufenden Organisationsreform �er Universitäten diesen 

die Berechtigung zur Schaffung von Fachhochschulen unter 

Einbeziehung der regionalen Interessenten - in ihren autonomen Be­

reich übertragen werden könnte. 

21/SN-171/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)6 von 6

www.parlament.gv.at




